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schaft Jülich und Cleve-Berg in denselben Händen vereinigt wurde, so mußte
das Kaiserhaus fürchten, daß ihm dort eine gefährliche nebenbuhlerische Macht
erwachse, und vor Allem besorgten die Katholiken in Deutschland, daß diese
aufstrebende Macht dem Protestantismus eine gewaltige Stütze gewähren
würde. Deshalb wurde der Kaiser vielfach gewarnt, die Erwerbung von
Jülich und Cleve durch Brandenburg nicht zuzulassen.

Joachim Friedrich, von diesen katholischen Umtrieben unterrichtet, schloß
im Jahre 1606 ein Bündniß mit Holland, um sich nach dem Tode des blöd¬
sinnigen Herzogs nöthigen Falls mit Gewalt in den Besitz der seinem Enkel
zustehenden Erbschaft zu setzen. Die evangelischen Niederlande hatten nicht
lange vorher die spanische Herrschaft abgeschüttelt, und durch die ausgezeichnete
Staatsknnst, Tapferkeit und Entschlossenheit der Fürsten von Oranien be¬
standen sie mit Ehren den Kampf gegen ihre bisherigen katholischen Herren.
Den Niederländern war es deshalb sehr wichtig, daß das ihnen benachbarte
jülich-clevesche Laud nicht in katholische Hände käme, und sie wandten gern
Alles auf, um den brandenburgischen Fürsten zum Besitz desselben zu ver¬
helfen.

Ansprüche der Fürsten von Pfalz-Neuburg; Verträge von rkanten
und Düsseldorf. Als nun aber der blödsinnige Herzog Johann Wilhelm
starb (1609), unb Johann Sigismund in Cleve, Düsseldorf unb in
onberen Orten bas branbenbnrgische Wappen anschlagen ließ, um von bem
Erbe für bas Kurhaus Besitz zu ergreifen, erschien gleichzeitig anch ber Prinz
Wolfgang Wilhelm, ältester Sohn bes Pfalzgrafen von Neuburg und ber
Anna, zweiten Schwester bes verstorbenen Johann Wilhelm von Jülich, um
seinerseits besseu Erbschaft anzutreten. Er wollte sein Recht hierzu barauf
begründen, baß er ber Sohn ber ältesten lebenden Schwester Johann Wil¬
helms sei. Dies wibersprach nun offenbar bem vom Kaiser bestätigten jülich-
clevescheu Testament unb Branbenbnrg konnte solche Ansprüche nicht zugeben.
Außerbem aber traten, ermnthigt burch bie Ränke am kaiserlichen Hofe, noch
vier anbere Bewerber um bie Erbschaft auf. Der Kaiser hätte bieg gern zum
Vorwanb genommen, um bie schönen Länber bis zur rechtlichen Entscheidung
des Streits von Rechtswegen verwalten zu lassen; natürlich wäre alsdann
die Entscheidung immer weiter hinausgeschoben und die jülichschen Länder
zuletzt ganz vom Kaiser in Beschlag genommen worden. Um dem vorzubeugen,
verständigten sich die beiden Fürsten von Brandenburg und Pfalz - Neuburg
in einem Vertrage zu Dortmund (1609), das ganze Land einstweilen ge¬
meinschaftlich in Besitz zu nehmen und sich beiderseitig von den Ständen hul¬
digen und schwören zn lassen, daß sie vern gehorsam sein sollten, welcher
künftig als rechtmäßiger Fürst anerkannt würde. Kaiser Rubclph erklärte
diesen Vertrag für ungültig, unb ließ kaiserliche Truppen nach ben jülichschen
Landen rücken, aber bie Fürsten von Branbenbnrg unb Pfalz setzten sich ver¬
eint zur Wehr. Bereits zwei Jahre vorher hatte eine Anzahl protestantischer
Fürsten Deutschlanbs zu gemeinschaftlicher Vertheibigung gegen bie brohenbeu
Uebergriffe ber Katholiken bie sogenannte Union geschlossen; bieser trat
Branbenbnrg jetzt bei; bieselbe staub außerbem in engem Bündniß mit ben
Holländern und mit Heinrich IV. von Frankreich. Dagegen schlossen dir
katholischen Fürsten unter Anführung des schlauen, ehrgeizigen und kräftigen


